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Sehr geehrter Herr Dr. Lovens,

die Clearingstelle EEG bat den Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. um eine Stellungnahme zum 
Empfehlungsverfahren 2011/2, der wir gerne nachkommen. 

Hier geht es um das Thema: 

„Eigenverbrauch von Solarstrom nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 in der Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (im Folgenden bezeichnet als § 33 Abs. 2 EEG 2009 
(a.F.) und in der Fassung des Gesetzes vom 11. August 2010 (im Folgenden bezeichnet als § 33 
Abs. 2 EEG 2009 (n.F.) sowie dessen messtechnische Erfassung:

Zu den Fragen im Einzelnen:

1. Vergütungsvorraussetzungen

Frage 1. a) „Wie ist zu berechnen, ob eine Fotovoltaik-Installation die Leistungsgrenze in § 33 Abs.2 EEG 
2009 erreicht bzw. überschritten hat? Insbesondere: Ist §19 Abs.1 EEG 2009 hierbei anzuwenden?

Frage 1. b) „Kann bei Fotovoltaik-Installationen mit einer Gesamtleistung von  mehr als 30 Kilowatt nach   
§ 33 Abs.2 EEG 2009 (a.F.) bzw. bei mehr als 500 Kilowatt nach § 33 Abs.2 EEG 2009 (n.F.) anteilig, d.h. 
bis zu einer Leistung von 30 bzw. 500 Kilowatt, von der Eigenverbrauchsregelung Gebrauch gemacht wer-
den?“

Antwort der SFV: Um die Vergütungsvoraussetzungen nach § 33 (2) EEG 2009 (a.F. und n.F.) zu bestim-
men, untersuchen wir zunächst den beabsichtigten Zweck der gesetzlichen Regelung zum Eigenverbrauch 
von Solarstrom. In der Begründung zu § 33 (2) EEG 2009 (a.F.) fi ndet man hierzu folgende Erläuterung: 

„Der Anspruch auf Vergütung für selbst genutzten Strom ... soll einen Anreiz setzen, Strom aus Erneuerba-
ren Energien selbst dezentral zu verbrauchen. Statt den erzeugten Strom ins Netz einzuspeisen und im Ge-
genzug anderen Strom zum Eigenverbrauch aus dem Netz zu entnehmen, wie es heute häufi g geschieht, 
soll eine Eigenenergieversorgung erfolgen.“ 

Der Gesetzgeber wollte demnach mit Hilfe der Förderung des Eigenverbrauchs von Solarstroms zu einer 
Entlastung des Stromnetzes zur allgemeinen Versorgung beitragen. 

Aus elektrotechnischer Sicht ist es zunächst unerheblich, ob dezentral erzeugter Solarstrom in das allge-
meine Stromnetz eingespeist oder im Gebäude selbst verbraucht wird. Auch die installierte Gesamtleistung 
am Anschlusspunkt spielt dabei nur eine nebensächliche Rolle. Eine netztechnische Entlastung fi ndet nur 
dann statt, wenn das Stromverbrauchsverhalten im Gebäude in der Weise optimiert wird, dass Strom-
verbrauchsgeräte, die ansonsten in sonnenfreien (-armen) Abend- und Nachtstunden arbeiten, nunmehr 
zeitgleich exakt immer dann zugeschaltet werden, wenn die Solarstromanlage Strom liefert. Solange der 
Anlagenbetreiber hier eine manuelle Regelung nutzt und/oder keine Speichergeräte im Haus vorhanden 
sind, kann der beabsichtigte Zweck des Gesetzes, das Stromnetz zur allgemeinen Versorgung zu entlas-
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ten, schwer erfüllt und ggf. sogar konterkariert werden. Denn immer dann, wenn in den Mittagsstunden die 
Solaranlage den meisten Strom liefert und gleichzeitig im Stromnetz Stromspitzen auftreten, ist der Solar-
anlagenbetreiber aus wirtschaftlichen Gründen daran interessiert, weitere Stromverbraucher zuzuschalten. 
Da er kann nicht sicher sein, ob der Betrieb der Geräte durch den zeitgleich produzierten Solarstrom voll-
ends abgedeckt werden kann, könnte der Bedarf an Spitzenlaststrom sogar noch angekurbelt werden und 
damit die Belastung der Stromnetze steigen. Nur dann, wenn vom Gesetzgeber ein zusätzlicher wirtschaft-
liche Anreiz zur Investition in Stromspeicher und Steuergeräte gesetzt werden würde, könnte eine Netzent-
lastung durch einen zeitgleichen Verbrauch des dezentral erzeugten Solarstroms auf den Weg gebracht 
werden.

Der SFV bittet die Clearingstelle EEG, sich an den Gesetzgeber zu wenden und darauf aufmerk-
sam zu machen, dass das von ihm verfolgte Ziel einer Netzentlastung auf diese Weise nicht 
durchgeführt werden kann.

Dass der Gesetzgeber in § 33 (2) EEG (a.F.) eine Leistungsgrenze von 30 kWp festgeschrieben hat, kann 
auf Grund der oben geschilderten Argumente nur einen vergütungsrechtlichen und keinen technischen Hin-
tergrund haben. Zudem ist anzunehmen, dass der Gesetzgeber zunächst plante, den Eigenverbrauch von 
Solarstrom und dessen netztechnische Relevanz auf den Prüfstein zu stellen. Denn zum 1.7.2010 wurde 
die Leistungsgrenze nochmals auf 500 kW angehoben und bis Ende 2011 soll überprüft werden, ob die 
Eigenverbrauchsregelung des Solarstroms weiterhin Bestand haben soll.

Weitere Überlegungen: Zweck des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes ist es ebenso, den Anteil Erneuerba-
rer Energien an der Stromversorgung zu erhöhen. Dies kann nur dann geschehen, wenn die Vergütungs-
regelungen nicht dazu führen, die Leistung der Anlagen zu begrenzen. Eine starre Leistungsgrenze von 30 
kWp (von 500 kWp) würde den Zweck des Gesetzes konterkarieren.

Insofern interpretieren wir die Leistungsgrenzen in § 33 (2) EEG 2009 (a.F.) von 30 kWp und 500 kWp (n.F.) 
nicht als maximal zulässige Anlagengrößen. Sie fi nden nur insofern Anwendung, als dass bei jeweiliger 
Überschreitung eine anteilige Abrechnung für Eigenverbrauch und Netzeinspeisung durchgeführt werden 
muss.

Dementsprechend gilt § 19 (1) EEG 2009 auch bei der Abrechnung des Eigenverbrauchs nach § 33 (2) 
EEG 2009 (a.F. und n.F.) uneingeschränkt. Sollten mehrere Anlagen auf einem Grundstück oder in unmit-
telbarer räumlicher Nähe zueinander innerhalb von 12 aufeinanderfolgenden Monaten installiert werden, 
so  wird - unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der 
Vergütung - für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator die Vergütung nach dem Staffelverfahren 
(siehe § 33 (1) EEG 2009) berechnet. 

Wenn z.B. bei einer Solarstrom-Gesamtinstallation, die bis zum 30.6.2009 in Betrieb gesetzt wurde, die 
Leistungsgröße von 30 kW auf Grundlage der Anwendung von § 19 (1) EEG 2009 überschritten wird, so 
kann für den Anteil des aus einer 30 kW-Anlage erzeugten Solarstroms die Eigenverbrauchsregelung nach 
§ 33 (2) EEG 2009 (a.F.) entsprechend der zum Inbetriebnahmezeitpunkt der (Einzel-)Anlage festgelegten 
Vergütung geltend gemacht werden. Die Eigenverbrauchsregelung fi ndet allerdings dann keine Anwen-
dung, wenn die Inbetriebsetzung der Anlage(n) nachweislich vor dem 1.1.2009 durchgeführt wurde.

Die Abrechnung kann nach § 19 (2) EEG 2009 über eine gemeinsame Messeinrichtung erfolgen. Bedin-
gung hierfür sollte sein, dass die Einzelanlagen aufgrund ihrer technischen Ausrüstung, ihrer Ausrichtung 
und Dachneigung pro installierte Leistung in etwa die gleichen Erträge aufweisen.

Die Anwendung der Leistungsgrenzen und der gestaffelten Vergütungssätze (≤ / > 30 % Eigenverbrauch 
im Verhältnis zum gesamt erzeugten Solarstroms) nach § 33 (2) EEG 2009 (n.F.) in Verbindung mit § 19 (1) 
EEG 2009 sollte auf diese Weise ebenso anteilig durchgeführt werden. 

Abrechnung nach § 8 (2) EEG 2009 „Kaufmännisch-bilanzielle Durchleitung“:

Die getrennte Erfassung des Stroms aus mehreren Anlagen bei Überschreitung der in § 33 (2) EEG 2009 
(a.F. und n.F.) festgelegten Leistungsgrenzen ist auf Grundlage des Abrechnungsverfahrens einer kaufmän-
nisch-bilanziellen Durchleitung möglich. 

Nach § 8 (2) EEG 2009 ist der Netzbetreiber auch dann zur Abnahme des erzeugten Stroms aus Erneuer-
baren Energien verpfl ichtet, wenn dieser an das Netz des Anlagenbetreibers oder eines Dritten, der nicht 
Netzbetreiber im Sinne von § 3 Nr. 8 EEG 2009 ist, angeschlossen wird.
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Die Nutzung des Arealnetzes soll nach Willen des Gesetzgebers dazu führen, volkswirtschaftlich unnötige 
Kosten zu vermeiden (siehe Begründung des Gesetzgebers zu § 8 Abs. 2 EEG 2009). Da alle zusätzlichen 
Kosten, die in Zusammenhang mit der Abrechnung des erzeugten Stroms aus einer Photovoltaikanlage 
auftreten, die Wirtschaftlichkeit der Gesamtanlage beeinfl ussen, ist der Grundsatz der Kostenvermeidung 
auch hier anzusetzen. Würde der Anlagenbetreiber bei einem gewünschten Wechsel zwischen Eigen-
verbrauch und Volleinspeisung in jedem Fall eine Umstrukturierung des Zählerkonzepts und damit eine 
erneute in der Regel kostenpfl ichtige Kontrolle durch einen konzessionieren Elektroinstallateur oder einen 
Netzbetreiber durchführen müssen, so könnte die Solarstromanlage nicht wirtschaftlich betrieben werden. 
Der Ausbau der  Photovoltaik würde behindert und der Gesetzgeber somit angehalten, die Vergütung für 
Solarstrom anzupassen. 

Diese Kosten können vermieden werden, indem das Abrechnungsverfahren der kaufmännisch-bilanziellen 
Durchleitung genutzt wird. Auf Grundlage dieses Verfahrens kann ebenso eine exakte Abrechnung des 
angebotenen Stroms zur Netzeinspeisung / zum Eigenverbrauch durch den Anlagenbetreiber durchgeführt 
werden. Auch die Abrechnung der nach § 33 (2) EEG 2009 (a.F. und n.F.) überschrittenen Leistungsgrößen 
von 30 kWp bzw. 500 kWp ist möglich. 

In der Schaltskizze 1, die von uns in Anlehnung an die „Ergänzungen zu Technische Anschlussbedin-
gungen (TAB) für den Anschluss an das Niederspannungsnetz“ vom Oktober 2009 erstellt wurde, ist das 
Zählerkonzept dargestellt. 

Erläuterung

Solarzähler (Zs):  Zählung des insgesamt   
erzeugten Solarstrom

Einspeisezähler (Z1): Zählung des in das   
öffentliche Netz eingespeisten Solarstroms

Strombezugszähler (Z2): Zählung des   
Strombezugs aus dem öffentlichen Netz

Schaltskizze 1

Der erfasste Solarstrom (Zs) gilt nach § 8 (1) EEG 2009 als „dem Netzbetreiber angebotener Strom“. Er 
kann anteilig zur Leistung der Anlage aufgeteilt und somit eine getrennte Abrechnung entsprechend der 
jeweiligen Vergütungshöhen durchgeführt werden. Alle genutzten Zähleinrichtungen unterliegen den eich-
rechtlichen Vorschriften.
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Beispiel: Berechnung der Vergütung bei Anlagen über 30 kW nach § 33 (2) EEG 2009 (a.F.)

1. Berechnung der Anteile des gelieferten Solarstroms je nach Leistungsgröße und Zählerstand Zs
a) anteilig bis 30 kWp: gesamt erzeugte kWh / kWp-Gesamt • 30 = x kWh
b) anteilig über 30 kWp:  gesamt erzeugte kWh - kWh aus (a) = x kWh

2. Abrechnung des eigenverbrauchten Solarstrom: 
(Betrag aus Zs - Z1) • Vergütung Eigenverbrauch 

     Dabei gilt: Die Differenz auf Zs und Z1 darf nicht größer als 1.a) sein. 

Wenn (Zs-Z1) = 1.a) dann wurde Strom aus der Anlageninstallation bis zur Leistungsgrenze 30 kWp zu 
100 Prozent eigenverbraucht. Die in 1.a) berechnete Strommenge gilt als vollständig eigenverbraucht.
Dann: Abrechnung des Eigenverbrauchs ->  1.a) • Vergütung für Eigenverbrauch 

3. Abrechnung des netzeingespeisten Solarstrom : 
(Z1 • Vergütung Netzeinspeisung) + Anteil des Solarstroms aus 1.b), der im Gebäude  
eigenverbraucht wurde, aber kein Anspruch auf Abrechnung nach § 33 (2) EEG 2009 besteht.

4. Abrechnung des Strombezugs (erfolgt durch das Energieversorgungsunternehmen): 
Z2 * Strombezugskosten

Frage 1. c) Setzt die Vergütung des selbst verbrauchten Stroms nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 voraus, dass 
die Anlage unmittelbar oder mittelbar an ein Netz i. S. d. § 3 Nr. 7 EEG 2009 angeschlossen ist?

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz regelt den Anschluss von Anlagen an das Netz der allgemeinen Versor-
gung sowie die vorrangige Abnahme, Übertragung, Verteilung und Vergütung des Erneuerbaren-Energien-
Stroms durch den Netzbetreiber (siehe § 2 EEG 2009).

Nach § 16 (4) EEG 2009 haben Anlagenbetreiber nur dann einen Vergütungsanspruch, wenn sie den in der 
Anlage erzeugten Strom, der nicht von ihnen selbst oder einem Dritten verbraucht wird, in das Netz einspei-
sen und dem Netzbetreiber zur Verfügung stellen.

Ein unmittelbarer Anschluss der Anlage an das Netz der allgemeinen Versorgung ist nicht notwendig. Es 
genügt, wenn die Anlage mittelbar, also unter Nutzung des Arealnetzes, an das allgemeinen Stromnetz 
angeschlossen wird.

Die Verpfl ichtung zur Vergütung des EE-Stroms durch den Netzbetreiber besteht nach § 16 (3) EEG 2009 
auch dann, wenn dieser zwischengespeichert worden ist. Auch der Fall, dass der gesamte, in der Solarstro-
manlage erzeugte Solarstrom zwischengespeichert und zu einem späteren Zeitpunkt vom Anlagenbetreiber 
oder einem Dritten verbraucht wird, enthebt den Anlagenbetreiber nicht von der Pfl icht des Netzanschlus-
ses. Der Inselbetrieb für Erneuerbare-Energien-Anlagen wird jedoch durch das EEG nicht gefördert.

Frage 1. d) Was ist unter einem „Dritten“ und was unter „unmittelbarer räumlicher Nähe“ i. S. d. § 33 Abs. 2 
EEG 2009 zu verstehen? Wie ist der Nachweis zu erbringen?

„Dritte“ im Sinne von § 33 (2) EEG 2009 sind diejenigen Stromverbraucher, die unmittelbar an das Netz des 
Anlagenbetreibers angeschlossen sind und über ein Arealnetz versorgt werden, das kein Netz zur allgemei-
nen Versorgung im Sinne von § 3 Nr. 7 EEG 2009 darstellt. 

Auch ausgedehnte Arealnetze sind nutzbar. Nachweise über die „unmittelbare räumliche Nähe“ sind nicht 
zu erbringen, denn die Grenzen eines Arealnetzes werden allein auf Basis von physikalischen und wirt-
schaftlicher Gesichtspunkten gesetzt. Je größer die Entfernung zur Solarstromanlage, desto höher sind die 
Netzverluste bzw. notwendigen Investitionen in Arealnetzerweiterungen. Es bleibt die Entscheidung des 
Anlagenbetreibers, ob der Strom von ihm im Arealnetz angeboten wird. 

Auch hier möchten wir noch einmal an den Zweck des Gesetzgebers erinnern, den dezentralen Verbrauch 
von Solarstrom zu fördern. Würde man hier im dezentralen Bereich räumliche Nutzungsbeschränkungen 
durch Dritte auferlegen, so würde die Intention des Gesetzgebers konterkariert.
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Frage 1. e) Ist die Anwendung des § 33 Abs. 2 EEG 2009 ausgeschlossen, wenn der Dritte an die Anla-
genbetreiberin bzw. den Anlagenbetreiber für den selbst verbrauchten Strom ein Entgelt zahlt? Insbeson-
dere: In welchem Verhältnis steht die Direktvermarktungsregelung des § 17 EEG 2009 zu § 33 Abs. 2 EEG 
2009?

In der Begründung zu § 33 (2) EEG 2009 (a.F.) steht: „Die Vergütung für selbst genutzten Strom liegt 18 
Cent niedriger als die in Absatz 1 und 2 für Anlagen mit einer installierten Leistung von 30 Kilowatt vorgese-
hene Vergütung. Grund für die niedrigere Vergütung bei einem Eigenverbrauch ist, dass der Durchschnitts-
preis für Endkunden nach Angaben des BDEW bei ca. 20 Cent pro Kilowattstunde liegt. Die Kosten, die 
der Kunde hätte, wenn er den Strom einkaufen würde, müssen bei einer Vergütung von selbst genutztem 
Strom abgezogen werden. (...) Dadurch, dass bei der Eigennutzung von Strom letztlich ein geringerer Preis 
anfällt (da von der Vergütung nur 18 Cent und nicht die üblichen Kosten in Höhe von 20 Cent abgezogen 
werden), soll ein Anreiz für die Eigennutzung geschaffen werden.“

Würde der Anlagenbetreiber diesen Anreiz bei dem Verbrauch durch Dritte nicht ansetzen, könnte die 
Solarstromanlage nicht wirtschaftlich betrieben werden. Der Anlagenbetreiber muss also das Recht gel-
tend machen dürfen, mindestens die Differenz zwischen Netzeinspeise- und Eigenverbrauchsvergütung in 
Rechnung zu stellen.

Da Dritte auf Grund der Liberalisierung des Strommarktes die Wahl haben, ihren Stromanbieter frei zu 
wählen, sind sie nur innerhalb geschlossener Verträge verpfl ichtet, den Strom des Solaranlagenbetreibers 
abzunehmen und die dort festgelegten Preise je Kilowattstunde Solarstrom zu entrichten.

Die Regelungen zum Direktverbrauch  nach § 17 EEG 2009 fi nden aus unserer Sicht keine Anwendung, 
weil der Anlagenbetreiber weiterhin den Überschuss des erzeugten Solarstroms in das öffentliche Versor-
gungsnetz einspeist und hierfür eine Vergütung nach § 33 (1) erhält. Solange er nicht anzeigt, für einen 
festgelegten Zeitraum den gesamt erzeugten Solarstrom nach § 17 EEG 2009 direkt zu vermarkten, muss 
der durch Dritte verbrauchte Solarstrom vom Netzbetreibers nach § 33 (2) EEG 2009 vergütet werden.

 

Frage 1. f) Was ist unter „Selbstverbrauch“ im Sinne des § 33 Abs. 2 EEG 2009 zu verstehen? Ist insbe-
sondere auch eine Zwischenspeicherung oder die Aufl adung einer (Auto-)Batterie ein solcher „Selbstver-
brauch“?

Solarstrom, der für das Aufl aden eines Speichers / einer Autobatterie genutzt wird, wird mit Hilfe des Ab-
rechnungsverfahrens (siehe Schaltskizze1) erfasst. Dieser Strom kann zu einem anderen Zeitpunkt durch 
den Anlagenbetreiber oder Dritte verbraucht oder wieder in das Netz gespeist werden. Er wird nach den § 
33 (1) und (2) EEG 2009 vergütet.

Eine (Auto)-Batterie, die an das Netz des Anlagenbetreibers angeschlossen wird, gilt auch als Stromver-
braucher. Dabei ist es unerheblich, ob die Entladung der Batterie außerhalb des Arealnetzes (z.B. Elektro-
fahrzeug, Handy etc.) stattfi ndet. 

Frage 1. g) Ist der Selbstverbrauch durch die Anlagenbetreiberin, den Anlagenbetreiber oder Dritte in 
unmittelbarer räumlicher Nähe nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 – und ggf. auch dessen Beendigung – dem 
Netzbetreiber – vorher oder ggf. nachher – anzuzeigen? Wenn ja, welche Frist gilt für diese Anzeige und 
welche Tatsachen sind dem Netzbetreiber mitzuteilen?

Nach § 46 EEG 2009 ist der Anlagenbetreiber verpfl ichtet, dem Netzbetreiber die Strommenge nach § 33 
(2) EEG 2009 mitzuteilen. Die Daten für die Abrechnung des selbstverbrauchten Stroms müssen spätes-
tens bis zum 28. Februar des Folgejahres eingereicht werden.

Darüber hinaus ist vom Gesetzgeber keine weitere Anzeigepfl icht für die Inanspruchnahme der „Eigenver-
brauchsregelung“ formuliert. Somit ist es ausreichend, wenn der Anlagenbetreiber den Eigenverbrauch in 
der geforderten Jahresfrist nachweist. Denn einzig und allein für die korrekte Abrechnung der Vergütungen 
ist es erforderlich, dem Netzbetreiber mitzuteilen, wann von der Regelung zum Eigenverbrauchs Gebrauch 
gemacht wurde. 



Frage 1. h) Gilt der jeweils gewählte Vergütungsmodus für einen bestimmten (Mindest-)Zeitraum oder kann 
die Anlagenbetreiberin, der Anlagenbetreiber oder der Dritte kurzfristig, z. B. tage- oder stundenweise, zwi-
schen Selbstverbrauch und Einspeisung wechseln?

Nach dem von uns zu Fragenkomplex 1) beschriebenen Verfahren der kaufmännisch-bilanziellen Durchlei-
tung kann der Anlagenbetreiber ohne technischen Zusatzaufwand zwischen Eigenverbrauch und Netzein-
speisung wechseln. Immer dann, wenn sich der Strombezugspreis ändern würde, könnte der Anlagenbe-
treiber ein Interesse zum Wechsel zwischen beiden Abrechnungsverfahren haben. Ein häufi ger Wechsel 
von Eigenverbrauch zur Volleinspeisung ist jedoch unwahrscheinlich, da sich der Strompreis in den nächs-
ten Monaten und Jahren mit großer Wahrscheinlichkeit erhöhen wird. 

Der Gesetzgeber legte in § 33 (2) EEG 2009 keine Mindestlaufzeit für eine einmal gewählte Abrechnungs-
art fest. Nach § 46 Nr. 1 EEG 2009 muss der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber nur die Strommenge 
anzeigen, die nach § 33 (2) EEG 2009 verbraucht wird. Es kommt also darauf an, einen exakten Nachweis 
sicherzustellen. Der Anlagenbetreiber ist verpfl ichtet, bei einem Abrechnungswechsel zwischen Volleinspei-
sung / Eigenverbrauch eine Endabrechnung für den vergangenen Zeitraum beim Netzbetreiber einzurei-
chen. 

Theoretisch müsste es auch möglich sein, tage- oder stundenweise zwischen Eigenverbrauch und Netz-
einspeisung zu wechseln. Aber auch hier müsste der Anlagenbetreiber einen exakten Nachweis darüber 
erbringen, für welchen Zeitraum und Energiemenge er nach § 33 (1) bzw. nach § 33 (2) EEG 2009 abrech-
net. Dies könnte durch eine registrierende Leistungsmessung sichergestellt werden, bei der beide Zähl-
einrichtungen - der Solarzähler Zs sowie der Netzeinspeisezähler Z1 - nachweisbar in exakt aufeinander 
abgestimmten Zeitintervallen - Solarstromerzeugung und Netzeinspeisung messen. Der Anlagenbetreiber 
könnte nur auf diesen Weg exakte Abrechnungen für kurze Abrechnungszeiten sicherstellen. 

Nach unserer Erfahrung handelt es sich hierbei um eine reine theoretische Überlegung, denn weder die 
Möglichkeit eines tages- oder stundenweisen Wechsel des Strombezugspreises noch die praktische 
Umsetzung dieses umfassenden Abrechnungsverfahrens sowie die erhöhten Kosten einer registrierenden 
Leistungsmessung stützen eine solche Abrechnung in Kurzintervallen.

Da die Gefahr bestünde, einen Wechsel in Kurzintervallen dazu zu nutzen, den in Batterien zwischenge-
speicherten Strom zunächst als Eigenverbrauch abzurechnen, um ihn später - in einem anderen Abrech-
nungsintervall - noch einmal als netzeingespeisten Strom abzurechnen, sollte bei einem unterjährigen 
(mehrfachen) Wechsel eine Jahres-Gesamtabrechnung verpfl ichtend eingereicht werden. Aus einer sol-
chen Rechnung wird dann exakt nachprüfbar, ob ein Missverhältnis zwischen der gesamt erzeugten Strom-
menge und der Summe aus Netzeinspeisung und Eigenverbrauch existiert. Dadurch wird die Betrugsmög-
lichkeit ausgeschlossen.

2. Anspruchs-/Vergütungsumfang:

Frage 2. a): Ist bei § 33 Abs. 2 EEG 2009 (n.F.) die Degressionsregelung des § 20  Abs. 2 Nr. 8 b), Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 EEG 2009 auf den Vergütungssatz nach § 33 Abs. 1 EEG 2009 oder auf den Betrag anzuwen-
den, der sich nach Abzug des in § 33 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bzw. Nr. 2 EEG 2009 genannten Betrages von 
dem Vergütungssatz nach § 33 Abs. 1 EEG 2009 ergibt?

In § 20 Degression Abs. 1 EEG 2009 wird die Reduzierung der Vergütungen und Boni geregelt. Die De-
gression wird somit von den in § 33 Abs. 1 aufgeführten Vergütungssätzen berechnet. Die in § 33 Abs. 2 
EEG 2009 (n.F.) genannten Werte sind feste Beträge, die von den jeweilig aktuellen Vergütungssätzen 
abgezogen werden. Sie unterliegen nicht der Degressionsregelung. 

Die Höhe der Vergütung nach § 33 (2) EEG 2009 wird durch das Inbetriebnahmejahr festgelegt und bleibt 
- ebenso wie die Vergütungen nach § 33 (1) EEG 2009 für 20 Jahre plus x Monate des Inbetriebnahmejah-
res fest.
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Frage 2. b): Wie berechnet sich die Vergütung nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 bei einer Fotovoltaikinstallation, 
bei der die Module sowohl vor als auch ab den zum 1. Juli und 1. Oktober 2010 eingetretenen Degressi-
onszeitpunkten in Betrieb genommen worden sind und/oder die Schwellenwerte in § 33 Abs. 1 und Abs. 2 
EEG 2009 überschritten werden?

Die Vergütung muss anteilig entsprechend der Leistungen, der zu den verschiedenen Zeitpunkten in Be-
trieb genommenen Anlagenteile sowie der geltenden Vergütungen für Eigenverbrauch (jeweils anteilig nach 
30 %-Regel) und Netzeinspeisung berechnet werden. 

Berechnungsbeispiel (Abrechnungszeitraum 1. Juli 2010 bis 31.12.2010):
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Anlage 1 Anlage 2
Leistung 50 kWp 150 kWp

Inbetriebnahme 1. Juli 2010 1. Oktober 2010
Zählerstand

Gesamt-Solarzähler Zs 25.000 kWh 37.500 kWh

Zählerstand
Netzeinspeisezähler Z1 10.000 kWh 10.000 kWh

Eigenverbrauch Zs - Z1
Gesamt bis 30 % 7.500 kWh 11.250 kWh

(a) anteilig bis 30 kWp 4.500 kWh * 17,67 Ct/kWh 0
(b) anteilig über 30 kWp 3.000 kWh  • 16,01 Ct/kWh 3.750 kWh * 15,04 Ct/kWh
(c) anteilig über 100 kWp 0 7.500 kWh * 13,35 Ct/kWh

Gesamt über 30 % 7.500 kWh 16.250 kWh
(d) anteilig bis 30 kWp 4.500 kWh • 22,05 Ct/kWh 0

(e) anteilig über 30 kWp 3.000 kWh • 20,39 Ct/kWh 5.416,67 kWh • 19,42 Ct/kWh
(f) anteilig über 100 kWp 0 10.833,34 kWh • 17,73 Ct/kWh

Netzeinspeisung Z1 
Gesamt 10.000 kWh 10.000 kWh

(g) anteilig bis 30 kWp 6.000 kWh • 34,05 Ct/kWh 0
(h) anteilig über 30 kWp 4.000 kWh • 32,39 Ct/kWh 3.333,33 kWh • 31,42 Ct/kWh
(i) anteilig über 100 kWp 0 6.666,66 kWh • 29,73 Ct/kWh

Endabrechnung a1 + b1 + c1 + d1 + e1 + f1 + g1 + h1 + i1 a2 + b2 + c2 + d2 + e2 + f2 + g2 + h2 + i2

Wir möchten in diesem Zusammenhang darauf hinwiesen, dass auf Grund der Komplexität dieses Berech-
nungsverfahrens sowohl auf Anlagenbetreiber- als auch auf Netzbetreiberseite Abrechnungsfehler und -irri-
tationen auf der Tagesordnung stehen und zu regelmäßigen Auseinandersetzungen und Rückforderungen 
führen (werden). Hier hätte man Rechtsauseinandersetzungen vermeiden können, wenn vom Gesetzgeber 
durchschaubare und einfach nachprüfbare Vergütungsregelungen beschlossen worden wären.
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3. Fragen der messtechnischen Erfassung und Abrechnung:

Frage 3. a) Wie ist die nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 selbst oder durch (mehrere) Dritte verbrauchte Strom-
menge unter Berücksichtigung von § 13 Abs. 1 EEG 2009 messtechnisch zu erfassen und abzurechnen?

Nach § 13 (1) i.V.m. § 7 (1) EEG 2009 ist der Anlagenbetreiber für die Abrechnung verantwortlich. Er hat 
das Recht, eigene Zähleinrichtungen zu nutzen, die sowohl den Solarstrom-Eigenverbrauch als auch die 
Netzeinspeisung exakt erfassen. Sie müssen den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. 

Fall 1: Wenn der Anlagenbetreiber den Strom selbst verbraucht, sind die im Schaltbild 1 dargestellten Zähl-
einrichtungen notwendig (siehe Seite 3). 

Bei einphasigen Einspeisungen wird im Arealnetz physikalisch auf nur einer Stromphase Solarstrom an-
geboten. Dies kann dazu führen, dass zwar auf dieser Stromphase Strom angeboten und benötigt wird, 
der Stromverbraucher (z.B. Waschmaschine) jedoch an einer anderen Phase angeschlossen ist und somit 
weiterhin durch Strom aus dem allgemeinen Stromnetz versorgt wird. Aber auch bei mehrphasigen Einspei-
sungen kann es zur Diskrepanz kommen, wenn auf einer Stromphase mehr als angeboten benötigt wird, 
an der anderen Stromphase jedoch keine Stromverbraucher betrieben werden. Um dieses Problem zu 
umgehen, ist zu empfehlen, Netzeinspeisezähler und der Strombezugszähler miteinander zu koppeln (z.B. 
durch einen Zweirichtungszähler, der einen rechnerischen Phasenausgleich bei gleichzeitiger Solarstrom-
lieferung und Stromverbrauch aus dem Netz sicher stellt). Dieser Zähler kann nicht vom Anlagenbetreiber 
gestellt werden. Der Netzbetreiber sollte in einem solchen Fall beauftragt werden, diese Zähleinrichtung zur 
Verfügung zu stellen.

Fall 2: Nach § 33 Abs. 2 EEG 2009 besteht ein Anspruch auf Vergütung auch dann, wenn Dritte den Strom 
in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage selbst verbrauchen (siehe Antwort auf Frage 1.d).
a) Wenn nicht der Anlagenbetreiber selbst sondern nur ein einziger Dritter diesen gelieferten Solarstrom 
selbst verbrauchen möchte, gilt das Zählerkonzept nach Schaltskizze 1.
b) Wird Strom an mehreren Parteien geliefert, ergibt sich ein umfangreicheres Zählerkonzept (siehe Schalt-
skizze 2, nächste Seite). Wichtige Voraussetzung ist, dass die Stromkreise der einzelnen Mietparteien nicht 
miteinander verbunden sind, damit intern eine exakte Abrechnung möglich ist.

Frage 3. c): Welche Anforderungen gelten bei einem Wechsel zwischen Voll- und Überschusseinspeisung 
für die Messkonfi guration?

Da die Abrechnung der Vergütung aus unserer Sicht nach dem Prinzip der kaufmännisch-bilanzierten 
Durchleitung erfolgen muss (siehe § 8 (2) EEG 2009), ist ein Umbau der (Zähl-)einrichtungen nicht notwen-
dig, wenn zwischen Voll- und Überschusseinspeisung gewechselt wird. 

Frage 3. d): Was ist zu berücksichtigen, wenn die Anlage an ein Netz i. S. d. § 8 Abs. 2 EEG2009 ange-
schlossen ist und der Überschussstrom mittels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe gemäß § 8 Abs. 2 
EEG 2009 angeboten wird?

Siehe Beantwortung Frage 1.a) und b) sowie 3.c)
In der Begründung zu § 8 Abs. 2 EEG 2009 (a.F.) steht hierzu: „Für die Ermittlung des eingespeisten 
Stroms aus der Anlage ist in aller Regel (...) eine Messung der eingespeisten elektrischen Arbeit ausrei-
chend. (...) Die Messung der angebotenen Energiemenge kann vor oder an dem Verknüpfungspunkt der 
Anlage mit dem Netz des Anlagenbetreibers oder des Dritten erfolgen.“

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V.
Ansprechpartnerin
Dipl.-Ing. Susanne Jung



Abrechnung des Solarstroms
1. Gesamtabrechnung des Solarstrom-Eigenverbrauchs

(Zs1 + Zs2 + Zs3) - (ZE1 + ZE2 + ZE3) 
= Eigenverbrauch der Mieter

2. Gesamtabrechnung der Solarstrom-Netzeinspeisung
ZE1 + ZE2 + ZE3 
= Netzeinspeisung des nicht eigenverbrauchten Solarstroms

Der Strombezug des Dritten (hier: Mieter) kann einzeln mit dem jeweiligen Stromlieferanten abge-
rechnet werden.

Schaltskizze 2
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